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Deutſcher Reichstag. 
19. Sitzung. 

Berlin, 3. Dezbr. 12 Uhr. Am Tiſche des Bundes rathes Fürſt 
Bismarck, Delbrück, Leonbardt, p. Fäuſtle, v. Pfretzſchner, v. Mitte 
nacht, v. Frieſen u. A. Die Tribünen find gefüllt. 

Auf der Tagesordnung ficht die erſte Berat hung de? Geſetz⸗ 
entwurfs betreff. die Abänderung von Beitunmunaen des Straf⸗ 
8 er das deulſche Reich vom 15 Mai 1871 und die Er- 

ung derſelben. . 

2 Bundcsbevollmächtigter Staatsminiſter Dr. Leonhardt: M. H. 
als die verbündeten Regierungen im Jahre 1870 den Entwurf eines 
Strafgefetzbuches dem Reichstage des norddeuiſchen Bundes vorlegten, 
waren fie von dem Glauben weit entfernt, daß der Entwurf ein vollen⸗ 
detes Werk ſei Im Vordergrunde ſtand für fie der Gedanke, daß es 
ſich um eine große politiibe Sache handle. Wenn es gelang für ein 
umfaſſendes, wichtiges Rechtsgebiet Rechtseinheit im norddeutſchen 
Bunde herzuſtellen und die legislative Gewalt ſich dieſer Aufzabe ge⸗ 
Wachſen zeigte, fo war erreicht, was in Jahrhunderten vergeblich er⸗ 
rüfen auch die 

Regierungen die Ergebniſſe der Berathungen des Reichstages. Sie 
bezeichneten nur jeher wenige dieſer Beſchlüſſe als unannehmbar, od» 
wohl fie fh das Bedenkliche und Gefäbrliche einer Reihe anderer Be⸗ 
ſchlüſſe keineswegs verbeblten. Der Geſetzgeber ſteht nicht über der 
Zeit, ſondern inmitten der Zeit, welche er durchlebt, der Geſetzzeber 
ſann ſich auch nicht völlig loslöſen von den Rechtes anſchauungen und 
Beſtrebungen, welche die Zeit beherrſchen. Ja rubisen Zeiten wird er 
eher geneigt ſein neue Rechtsanſchauungen ſich anzueignen und ſie in 
ihren Konsequenzen durchzufübren; er wird leichter die volle Bedeu 
tung und die ganze Tragweite dieſer Rechtsanſchauungen auf ſich 
nehmen können. Die Schöpfung des Strafzeſetzbuches fiel in 
eine verhältnißmäßig günſtige Zeit. Die Frage, ob oas 5 
buch ſich bewährt bat, kann in dieſer Allgemeinbeit nicht ejaht 
werden. Der Grund ſatz der Milde und Humanttät iſt im Siege 
duch bin und wieder au ſcharf ausgeprägt. Im Vertrauen au die 
3 0 Ae dc weren ie 
ewagt, Vorſchriften zu geben, welche die Möglichkeit ſchweren Bak 

rauchs mit ſich führen, ja mit ſich führen müſſen. Die Möglichkeit 

iR zur Gewißheit geworden. te exſte Entwickelungsperiode des 
Etratgefegbunes iſt gerade in eine ſehr ungünftige Zeit gefallen. 
Jwiſchen dem erſten Januar 1871 und dem heutigen Tage liegt ein 


Krieg, liegen große ſonale und ſozialpolitiſche Bewegungen der 


at R 8 : 

f Art. Die Rohheit iſt gewachſen, die phyſiſche wie die 
l Koßbeit; eſunken iſt dagegen die Achtung vor der Auto⸗ 
Aust un Gewalt, gefunfen ebenfalls der Sinn * ERS ou 


a nicht als ei 
efen, welches gegenüber deu in den betreffenden Richtungen 
oder doch firafpärdigen Banbinngen Die en elle Nes 
preifion gewährt. Wenn Sie jagen jollten, meine Herren, es handle 
ſich hier um vorübergehende Erſcheinungen, fo würde das nur tbeils 
weile und nur inſofern richtig fein, als Sie unter vorübergehenden 
Erſcheinungen wechſelnde verſtehen; aber das Strafgeſesbuch muß auch 
Rückſicht nehmen auf den Wechſel der Zeit und bewente Zelten hat es 
ganz vorzugsweiſe ins Auge zu faſſen. Der Gedanke einer Reviſton 


Net 


des Strafgeſetzbuches iſt nicht neu und kann Niemandem als ein un⸗ 
erwarteter erſcheinen. Bei den Verhandlungen im Reichstage über 


das Strafgeſetzbuch babe ich ſelbſt als Vertreter der verbündeten 
Regierungen wiederholt und mit Nachdruck hervorgehoben, daß eine 


Repiſion nach etwa fünf Jahren durch Umſtände und Verhält⸗ 


niſſe angezeigt ſei. Die Reviſion, welche der vorliegende Entwurf 
enthält, ift keine allgemeine, ſondern eine ſpeztelle, welche in zwei 
befümmten Richtungen ſich bewegt. Die Reviſion läßt unberührt das 


Straſſyſtem. Wenn auch eine Reviſton des Strafſyſtems angezeigt er- 


ſcheinen follte, ſo fehlt es doch zur Zeit dafür an den erforderlichen 
äußeren Vorausſetzungen. Die Reviſton beſchäfligt ih ferner nicht 
mit Löfung von Streitfragen, welche leicht zu neuen und verwidelteren 
Schwierigkeiten führen könnten, denn die Köiung von Streitfragen 
ruft nur zu leicht neue Streitfragen hervor Die Reviſion der Vor⸗ 
lace wendet ſich gegen Uebelſtände, welche im Leben greifbar bervor⸗ 
treten. Sie will gegen ſtrafwürdiges Thun dieſenizen Repreſſionen 
auf üben, welche ſich als ein dringendes praktiſches Bedürfniß heraus⸗ 
geſtellt haben. Nach der anderen Richtung hin beſchäftigt ſich die Re⸗ 
diſion mit einer Reihe von Strafvorſchriften, welche inkorrekt find, 
deren Mangel unverkennbar zu Tage liegt. Indem man aber den 
Mangel erkennt, findet man auch ſofort die Remedur. Der Grund des 
Mangels liegt aber darin, daß man in dem Strafgeſetzbuche Aen⸗ 
derungen gegenüber den früher geltenden Beſtimmungen beſchloſſen 
hat, deren volle Tragweite und Bedeutung für die einzelnen Spezial⸗ 
fälle nicht genügend gewürdigt worden iſt, deren prakliſche Anwendung 
aber zu geradezu unerträglichen Erſcheinungen und Konſequenzen ge⸗ 
führt hat, fo daß ihre Beſeitigung bei erſter Gelegenheit unabweisbar 
geboten erſcheint. Ich empfehle den Entwurf der ernſten und unbefan⸗ 
genen Prüfung des Hauſes. 2 . 

Bon den Abgg. Tas ker und Hänel iſt der Antrag einge» 
bracht: „Der Reiche tog wolle beſchließen 1) aus dem Art. 1 die 
98 64, 176, 177. 178, 191 223, 228, 232, 240, 241, 247, 263, 292, 296 


und aus dem Art. 2 den 8 49a einer Kommiſſion zur Vorbe⸗ 


eine Anzah 


rathung zu überweiſen; 2) über die übrigen Vorſchläge des Ent⸗ 
wurfs in die zweite Berathung einzutreten. 

Abg. Lasker: M. H, ich könnte in vielen Punkten das, was 
der Herr Vertreter der Bundesregierungen geſagt hat, ei fach beſtä⸗ 
ligen und namentlich werde ich der Verbeſſerung der acht Redaktiona⸗ 
irrtbümer, welche im Strafgeſetzbuche Heben geblieben find, die lebhaf⸗ 
teſte Unter ſtützung zu Theil werden laſſen. Dennoch verdienen ſie 
nicht einen fo großen Raum in der Novelle einzunehmen und 
werde ſie ſpäter als nebenſächlich betrachten. Der Herr Bevollmäch⸗ 
tigte erinnerte daran, daß ſchon während der Verhandlungen eine 
Revifi n des Strafgeſetzduchs in Ausſicht genommen ſei und daß er 
ſelbſt mehrfach wiederholt babe, nach etwa fünf Jahren würde dieſer 
Zeitpunkt gekommen ſein. Das hat aber nicht er allein gethan, ſon⸗ 
dern auch wir und ich ſelbſt habe daſſelbe getban, ebenſo wie ein ans 
derer Vertreter der Bundes regierungen, der Geh. Rath Friedberg. 
Wenn ein bedeutendes und komplizirtes Kunſtwerk ausgeführt wird, fo 
müßte es ja ſeltſam zugeben, wenn nicht nachträglich hier und da 
noch etwas zu beffern wäre, und nur an ſolche einzelne Korrekturen 
und Nachbeſſerungen wurde gedacht, wenn von Rebifion die 
Rede war. Es bat daher nicht überraſcht, daß wir jetzt in 
diefer Seſſion mit ihr betraut werden, aber wir erwarteten, daß nur 
l durchaus dringender und unaufſchiebbarer Punkte in 
diefem Jahre zur Abhülfe vorgelegt werden würde. Aber durch die 
Reviſion, wie ſie uns unterbreitet iſt, ſind wir allerdings überraſcht. 
(Zuftimmung.) Im Jabre 1870 haben wir den großen Schwierigkeiten, 
denen das Strafgeſetzbuch ausgeſetzt war, keineswegs unſere Blicke 


| fo, dann müßten wir n 
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verſchloſſen, nicht als ob wir unter einem politiſchen Drucke das Ge⸗ 
ſetz zu Stande gebracht hätten, ſondern weil es ſehr ſchwer iſt, ein 
Strafgeſetzbuch zu machen für ein Staats weſen, das eben erſt entitan- 
den iſt aus verſchiedenen Staaten, in welchen verſchiedene Strafgeſetze 
beftanden, Wir ſagten uns ferner: Wir haben keinen gemeinſamen 
Richterſtand, keine gemeinſame Rechtspraxis und Rechtswiſſenſchaft. 
Vor allem fehlte uns der ſehr große Regulator für neue Geſetze, der 
gemeinſame Gerichtshof. Seit dem Jahre 1870 ſind noch zahlreiche 
neue Schwierigkeiten hinzugekommen Unſere ruhmvolle nationale Ent⸗ 
wickelung iſt doch für den ruhigen Gang der Rechtsent wickelung hin⸗ 
derlich geweſen. Mit dem Kriege und ſeinem ungeheuren Einfluſſe 
auf das Rechtsleben der Natton kam der Hinzutritt der ſüddeutſchen 
Staaten, die das Strafgeſetzbuch als eins der bedeutendſten Werke des 
norddeutſchen Bundes gern angenommen haben. Aber ihre Vertreter 
waren bet feiner Feſiſtellung nicht zugegen und Jeder weiß, wie erheb⸗ 
lich der Unterſchied iſt, ob man mitarbeitet oder übernehmen muß, was 
Andere zurecht gemacht haben. Aus dem Ne der Theilnabme der 
Vertreter Sachſens bet der Feſtſtellung des Strafgeſetzbuches kann man 
negativ ſchließen auf das, was die Südſtaaten durch ihre Nichttheil⸗ 
nahme verloren haben — Es kam hinzu eine beiſpielloſe Verſchiebun 

der wirthſchaftlichen Verhältniſſe, eine Entfeſſelung der Kräfte na 

langer Unfreiheit, die wir bei der 0 e ane keineswegss vorausgeſehen 
haben, und welche zwiſchen 1870 und jegt eingetreten iſt. Iſt es denn nun 
richtig, def das Strafgeſebuch ſich während diefer Zeit nicht bewährt 
babe? ft niemals die Staats zutorität fo geſchwächt geweſen? 
Wir haben mit der Adfaſſung des Strafgeſetzbuches nicht nur 
einen politiſchen Akt begeben, ſondern in erſter Linie dem 
Rechte bewußtſein genügen wollen. Die Regierung hat damals 
nicht nur in zweiter Leſung die Beſtimmungen bezeichnet, die fie für 
unannehmbar hielt, ſondern auch diejenigen, deren Verbeſſerung fie in 
dritter Leſung wünſchte. Dadurch erſcheint die volle Uebereinſtimmung 
der Regierung mit dem Reichstage klar, und man kann nich ſagen, 
das Strafgeſetzduch ſei unter einem gewiſſen politiſchen Druck zu 
Staude gekommen und man habe ſchon damals das Bewußtſein ge⸗ 
habt, daß an dem ſchabhaften Werken Aenderungen vorgenommen 
werden müßten. Alsdann, m. H., bedaure ich, daß hier, wo es ſich 
um die idealen Interefien der Nation handelt, von der Reichsregie⸗ 
rung ein entgegengeſetztes Verfahren beobachtet wird als neulich, wo 
fie bei Berathung materieller Intereſſen dem Peſſimlsmus entgegen ; 
trat und den Muth des Volles aufrichtete, während die heutige Dar ⸗ 
ſtellung des Herrn Juftizminiſters kaum ſchwärzer hätte entworfen 
werden können (Zustimmung) und nicht zu einer Reviſion des Straf⸗ 
geſetzes, ſondern zu Ausnahmegeſetzen führen würde. Wenn unge 


fo dürſen wir uns heute gar nicht mit der Novelle befaſſen. (Sehr 
richtig ), denn wir würden dann im Sinne der Regierung noch ard« 
re Fehler ‚begehen 70 ie de Zuſtand im Ae dan lich 
dem allgemeinen Wanſche die ganze No⸗ 
pelle als unanwendbar zurückweiſen, in Wirklichkeit aber müſſen 
jede Beſtimmung des Entwurfs nach ihrem Werthe prüfen. — Ganz 
Deutſchland wird erſtaunen, wenn es die jetzige Regierung über Man» 
gel an Macht und Einfluß ſich beklagen hörk. Niemals hat fie die 
Handhabung der Geſetze mit fo eiſerner Strenge durchführen können. 
(Sehr war! links.) Ich freue mich, daß die Novelle Gelegenheit 
giebt, dem Märchen, das deutſche Strafgeſetzbuch habe ſich feiner 
Milde wegen nicht bewährt, in öffentlicher Verhandlung ein Ende 
zu machen. (Sehr wahr!) Wie immer in unruhigen Zeiten hat man 
das Unangenehme in der öffentlichen Bewegung den neuen Geſetzen 
und Het unter Anleitung der öſſentlichen Autoritäten dem 
Strafekſetzbuche in die Schuhe . ſo das weite Umſich⸗ 
greifen, der Auswanderung, das Zunehmen der Körper verletzungen, 
obwohl wir das preußiſche Geſetz in Hinſicht auf die maxima verflärkt 
hatten. In Sachſen hat das Strafgeſetzbuch nach der Ausſage ſeines 
bebeutendften juriſtiſchen Vertreters verſchärfend gewirkt, und dennoch 
hat auch dort die Brutalität zugenommen. Man vergißt, daß das 
preußiſche Strafgeſetzbuch mit ſeinen ſtrengeren Strafen in der Epoche 
der furchtſamen Reaktion zu Stande gekommen iſt und wegen ſeiner 
Strenge von Deutſchland und Europa getadelt wurde, und dem gegen⸗ 
über behauptet man, das deutſche Fe elde mit ſeiner ſtrafbaren 
Milde ſei nur vom Standpunkte des vertheidigenden Rechtsanwalts 
rebigirt worden. Das iſt nicht richtig. Das neue Strafgeſetzbuch 
kennt mindeſtens 40 neue Vergeben, das iſt wahrlich eine ſeyr gute 
Leiſtung (Heiterkeit) und zeugt nicht von krankhafter Milde. Auch viele 
Strafverſchärfungen find eingetreten, wie für den Betrug im Rückfall 
und im Gebiete der öffentlichen Autorität. Nur abſolut überlebte 
Strafen find abgeſchafft. Außer den überall perbeſſerten Definitionen 
iſt der Weg der Milde nur darin konſcggent ge worden, daß wir 
die Minima weggeräumt haben überall, wo nicht ein zwingender 
Grund für fie vorlag. Wenn Sie ſich über das den Richtern gewährte 
Zutrauen beklagen, ſo iſt das deutſche Strafgeſetzbuch zu milde. Das 
war aber nicht der Sinn des Geſetzgebers. Humaner iſt das 
Strafgeſetzbuch ausgefallen, aber human und milde iſt lange nicht das» 
felde, und ein gründliches Studium des Strafgeſeßbuches wird ergeben, 
daß dieſes humane Geſetz doch nicht geſäumt hat, wo es nöthig war 
die Naben ſtrenger zu faſſen, als das preußiſche Strafgeſetzbuch. Wenn 
die Reviſion des deutſchen Strafgeſesbuches wegen feiner allzugroßen 
Milde entſprungen if, dann paßt die Novelle wie die Fauſt auf das 
Auge. Die allermeiſten Verſchärfungen in dem gegenwärtigen Straf. 
geſetzbuche werden gefordert für ganz neue Thatbeſtände. Man kann 
nicht ſagen, die Novelle beabſichtige eine Heilung der Milde von 1870, 
denn wir waren über derartige Strafbeſtände, wie die Beſchädigung 
des Wohls des deutſchen Reichs, damals noch nicht informirt. Es 
bleibt nur übrig die Erhöhung des Minimums für den Verſuch, welche 
nach Zeitungengchrichten in letzter Minute in den Bundesrath gekom⸗ 
men iſt, nämlich beim Widerſtande gegen Staatsbeamte und Forſthe⸗ 
rechtigte. Ein ſehr tief empfundener Mangel muß alſo nicht geweſen 
fein. Und worauf läuft die Verſchärfung hinaus? Daß jeder Menſch. 
der einen Widerſtand gegen einen Staatsbeamten leiſtet, mindeſtens 
mit 14 Tagen Gefängniß zu beſtrafen iſt, eine an ſich unbedeutende 
Aenderung. Man kann alſo die Novelle nicht mit der allzu großen 
Milde des Strafgeſetzbuches rechtfertigen Der Sitz der Rechtfertigung 
liegt ganz anderswo als da, wohin dieſe Motivirung ziehen würde. 
(Sehr richtig! links.) 

Ich habe mir die Frage vorgelegt, ob die heutige Zeit überhaupt 
geeignet wäre, auch nur an eine beſchränkte Reviſion des Strafgeſetz⸗ 
buch? zu gehen, weil in der That die dazwiſchen liegenden 4% Jahre 
für Norddeutſchland und 3% Jahre für Süddeutſchland nicht ausrei⸗ 
chend geweſen ſein können, um allgemeine und durchgreifende Erfah⸗ 
rungen zu machen. Aber ich glaube dennoch, daß der Reichstag nicht 
in der Lage iſt, auf eine Verſchiehung der Reviſion einzugehen, denn 
es liegen in der That wirkliche Mißſtände vor. Beſonders in Preußen 
haben fie ſich herausgeſtellt zum Theil durch die ſehr zahlreichen Bes 
urlaubungen, die ſtattgefunden haben auf Grund des Beurlaubungs⸗ 
paragraphen, zum Theil weil die Richter, gewohnt ſich durch die Straf⸗ 


wöhnlich erregte Zeiten nicht geeignet find, dauernde 3 zu machen, 
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minima des preußiſchen Strafgeſetzbuchs leiten zu laſſen, die Neigun 
behalten haben, 15 an die möglichſt niedrigen Sn anzulehnen, 
wodurch die Judikatur allerdings zu milde ausgefallen iſt. Diefe Miß⸗ 
ſtände find gan; beſeitigt oder doch im Verſchwinden. Ich berufe mich 
auf das Zeugniß des Hauſes und der Regierung, daß heute ſtatt der 
gekennzeichneten Neigung ſelbſt in der preußiſchen Judikatur eine mehr 
dem Geſetz entſprechende Individualiſirung eingetreten iſt. Dagegen 
muß ich anerkennen, daß 
tragspergeben thatfächlich eine Kränkung des öffentlichen Rechtsbewußt⸗ 
fein ftattgefunden hat, mitverſchuldet durch die Beſtimmungen des 
Strafgeſetzes, durch den mangelnden Strafprozeß, durch den Mangel 
an ergänzenden Geſetzen in den Einzelſtaaten, dürch die Vorſchläge der 
Regierungen und die Beſchlüſſe des Hauſes. Fehlgegriffen war der 
Beſchluß des Reichstages, daß der Strafantrag jurückzenommen wers 
den könne bis zur Veröffentlichung des erſten Erkenntniſſes, insbeſon⸗ 
dere hat ſich das Jafitut nicht bewährt bei den Vergehen gegen die 
Sittlichkeit, aus der Schonung des Einzelnen, welche wir dabei im 
Auge hatten, iſt eine Kränkung des öffenklichen Bewußtſeins hervor⸗ 
gegangen. Hier darf die Abhilfe auch nicht um eine Seſſion verzö ⸗ 
gert werden. Deshalb verdienen die hierher gehörigen Vorſchläge der 
Regierung unſere volle Aufmerkſamkeit und Unterſtützung und es wird 
die Aufgabe einer techniſchen Kommiſſion fein, jeden einzelnen Para⸗ 
en mit Rückſicht auf das geſammte Syſtem der Anträge zu 
. u 
Auch ein zweites kann ich nicht in Abrede fielen. Bei den Kör⸗ 
perverlegungen herrſcht ebenfalls die Meinung, daß das öffenkliche 
Rechtsbewußtſein nicht zum Ausdruck komme. Ich möchte es beinahe 
als den Glanzpunkt der Novelle bezeichren, daß fie hier eine Mittel⸗ 
ſtufe für die Körperverletzungen einzuführen verſucht und für diefe 
einen Anhalte punkt darbietet, der weit beſſer iſt, als wir ihn bisher 
gehabt haben, indem er nicht den Zufall zum Heerſcher macht über 
die Folgen des Vergehens, fondern das Benehmen zur Zeit der Hands 
lung. Außer dieſen beiden Punkten tritt in den Vordergrund ein 
Vorſchlag der Regierung, in deſſen Prüfung wir mit der Nöſich ein⸗ 
zulreten haben, einen Vorſchlag hervorgehen zu laſſen, der ein ver⸗ 
bflichtetes Wort einſöſt und gleichzeitig mit den jetzigen Grundſätzen 
der Strafgeſetzgebung beſtehen kann; ich meine den § 49 a. Ich Tage 
offen, daß mir die äußere Urheberſchaft diefes Paragraphen Nicht bes 
bagt. Es iſt gefährlich für eine Nation, durch eine auswärtige Bere 
handlung in die Lage gebracht zu werden, einen Theil ihres Straf⸗ 
geſetzbuches danach gestalten zu müffen. Aber damit ſpreche ich keine 
Kritik aus, in wie wett die Verhäliniſſe zwingend geweſen find, eine 
Kae Lage zu Marien, Glücklicherweiſe iſt aber auch ein jariſtiſcher 
halt vorhanden, in dieſem Sinne das Strafgefetzbuch auszufüllen 
Dennoch kann ich nicht umhin, bier den techniſchen Vertretern der 
velle den Vorwurf zu machen, daß ed des Paxagr 
die Folgen deſſelben ar den ue { 
an das be ch 
liegende Paragraph aber iſt 
unvereinbar. Es iſt rathſam, an einem Beilptele zu zeigen, welchen 


Daß dies nicht die Abſicht des Geſetzgebers ſein kann, liegt 
auf der Hand. Unſer beſter Wille zwingt uns daher, wenn wir Den 
$ 49a zu Stande bringen wollen, ihn in die Kommiſſion zu verweiſen, 
für welche ich 14 Mitglieder als ausreichend halten würde. Beſchränkt 
fh mE amian 1 25 7 85 Be age: 3 ſo dürfte 
eine Verfſändigung mit der Regierung leicht und den dringendſten 
Bedürfniſſen abzußelfen fein. 7 

Es bleibt dann noch ein ſehr weiter Stoff übrig, der ſich gleich⸗ 
falls nicht unter einen Geſichtspunlt bringen läßt, ſondern nur das 
Gemeinſchaftliche hat, doß ſich ſeine Berathung durch das Plenum 
empfiehlt. Es tritt daraus eine Gruppe hervor die uns auch als 
politiſche Körperſchaft 17 2 hier Klarheit zwiſchen dem Reichstage 
und den Regierungen zu ſchaffen. Die hierher gehörigen Punkte be⸗ 
ziehen ſich auf das Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht, auf die Preſſe 
und auf das öffentliche Diskuſſtonsrecht. Es ſind 6 Paragraphen, 
$ 85, der eine Erweiterung des Landesverraths bezweckt, $ 110, der 
ſonſt auf die Aufforderung zum Ungehorſam den Strafreat ausdehnt, 
$ 111, der denſelben Fall behandelt, wenn es ſich um die Aufforderung 
7 einer ſtrafbaren Handlung handelt, 8 128, auf das Vereinsweſen 

ezüdlich, 5 130, die Anreizung verſchiedener Klaſſen gegen einander 
betreffend, ferner $ 131, der ſich beſchäftigt mit der Verleumdung von 
Staatseinrichtungen oder Anordnungen der Obrigkeit. In den ſechs 
Seel liegt eine große Zahl von Grundrechten. Im abſoluten 
taate find alle dieſe Paragraphen noch nicht nothwendig. Es ift 
dort der einzige Erſatz, den der geknechtete Bürger im Auge hat, daß 
er in Behaglichkeit nach Belieben ſich ergehen kann über Behörden, 
Obrigkeit und Staatz einrichtungen. Mit der Freiheit erwachen die 
räventivmaßregeln, es entſteht das Beſtreben, den Schutz gegen die 
usſchreitungen der Freiheit in die Repreſſton zu verweiſen. Daraus 
hat ſich denn bei vielen Nationen das Syſtem der Kautſchukpara⸗ 
graphen entwickelt. Der Ausdruck iſt ganz in das Volk gedrungen 
und weiſt * weſentlichen Unterſchied dieſer Paragraphen don 
der ſonſtigen Sprache des Strafrechts hin. Während nämlich die 
erſte Grundlage jedes brauchbaren Strafgeſetzduches darin beſteht, 
die ſtrafbare Handlung fo konkret zu bezeichnen, daß in dem Urtheiler 
kein Zweifel entſteben kann, ob der Geſetzgeber hier ſchon feine Stra: 
en hat eintreten laſſen wollen, müſſen die Kautſchuck Paragraphen 
orte ſuchen, die vor den Ohren klingen, als ob fie äußerft empfind⸗ 
lich wären, die aber, wenn man ſie greifen will, keinen feſten Halt 
baden. Wenn ich auf Grund eines folchen Kautſchuckdaragraphen 
angeklagt werde, und Keiner von uns hier iſt ſicher vor einer ſolchen 
Anklage, fo liegt die Entſcheidung in der gam ſubjektiven Auffaſſung 
des Richters. (Buflimmung, Und nicht auf ſolche Handlungen be⸗ 
fad ſich dieſe ſubjektive Auffaſſung, für die eine gemeinſame Regel 
ſelbſt für die freieſten Urkheile ſich finden läßt, nein, das Wort, dieſes 
aller feinſte Ausdrucksmittel des Menſchen, welches durch eine andere 
Betonung ſchon eine andere Bedeutung bekommen kann, wird zum 
Gegenſtande eines ſubjektiven Urtheils gemacht. Von dem Vorleſer 
des Artikels allein alfo kann das Urtheil des Richters abhängen, der 
nach kurzer Ueberlegung ſagen ſoll, ob ſchwere Freiheitsſtrafe oder 
nicht. (Beifall.) Und wie werden gar erſt die Berichte aus den Ver⸗ 
einen wiedergegeben! Vielleicht gar von denjenigen, die entweder als 
Beamte die Pflicht haben, Solches anzuzeigen, oder von der noch 
ſchlimmeren Sorte von Leuten, die ſich freiwillig zu Denunzianten 


über mein Wohl und Wehe gemacht werden, fo bin ich durch ſolche 
Kautſchuckparagraphen eingefangen. So iſt es ſelbſtverſtändlich, daß, 
wie man auch ſonſt in der Geſellſchaft über mich denken mag, ich der 
Minderheit der Menſchen angehöre, welche dem Strafgeſetze verfallen 


Leipzig, München, 


bei der neugeſchaffenen Inſtitution der Ans’ 


bergeben. Soll dann die Wiedergabe folcher Worte zum Thatbeſtande 


105 


* 
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im neneſter 


auf die Rede des preußiſchen 


iſt. Darum ſollte man Abende ſo vorſichtig ſein gegen dehnbare 
Begriffsbeſtimmungen, als in den Punkten, die nun gerade zum Tum⸗ 
melplatze der Kaut Gag dane dente gemacht worden find. (Beifall) 
Daß man den Diebstahl mit befiimmten Strafen beſtraft, iſt in der 
Oronung, denn jeder verſtändige Menſch wiiß, was Stehlen heißt. 
Was es aber heißt, die Oorigkeit und ihre Anordnungen ſchwächen, 
die Obrigkeit vertzöhnen, was aufreizen heißt durch ein Verhalten, 
nicht etwa Aufforderung zum Ungehorſam, das hängt don einer 
ſehr ſchwierigen r ab, die nun alſo dem Gutdünken des 

ichters anheimgegeben wird. 
95 8 — . — Har ſich die Sache ebenſo entwickelt, wie in allen 
Staaten, welche aus der Unfreiheit zur Freiheit übergingen. In den 
Jahren des Drauges 1818 wurden die Schranken weggeriſſen, und es 
wurde von der Diskufſionsfreiheit wahrlich kein mäßiger Gebrauch 
gemacht. Sicher tft, es haben Ueberſchreitungen ftattgefunden und als 
dieſe Fluth zurückgelaufen war, als in Wahrheit die Staatsgewalt er⸗ 
ſchlofft war, nicht wie heute — es wird ein heutiges Minifterium 
beiſpielsweiſe in Preußen nicht mit dem Ministerium Manteuffel ver⸗ 
alichen werden können — ba wurde das framöſiſche Strafgeſetz zur 
Grundlage genommen für das preußiſche Strafgeſetz, die Beſtimmungen, 
die gegen die öffentliche Diskuſſion gerichtet waren, wurden gewiß 
ausreichend in dem Sinne gegeben, welchen die Regierung damals hat 
haben wollen. Wie hat dies Strafgeſetzbuch aber gewirkt? Bald 
ſtellten ſich fämmtliche Fehler dieſes Syſtems heraus. Solche Defini⸗ 
tionen, die dem Strafrichter unterbreitet werden, mit einer Dehnung 
zu geben, wie ſie nur eine n gebrauchen kann, iſt 
mit vielen Nachtheilen verbunden und führt eine ſchädlichere Wirkung 
herbei, als wenn der Verwaltung ſelbſt die Angelegenheit anvertraut 
wird. Denn wir Alle wiſſen, daß das Rechtsverfahren keineswegs 
alle die Vortbeile bietet, welche ein Verwaltungsverfahren darbieten 
kann. 
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raphen las, 
. Zeit kein ſehr großer Bewunderer der Motive, fie 
werden nicht mehr mit der früheren Sorgfalt gearbeitet und haben bei 
nabe den Todesftloß erhalten, als bet den drei großen Juſtizgeſetzen 
erklärt wurde, daß die Regierungen für die Motive nicht einſtehen. 
Heute nehme ich an, daß die Motive den Beifall der Regierung ge⸗ 
funden haben. Und 5 A 3 5 Ai 8 EM 10; 
ieder au de reßgeſetz! Entwurfes und feine Motive un 
1 * 0 Wee 5 1 i ur 
is das Preßgeſetz verlaffen werden ſollte, bedienten fi ie Re⸗ 
er 52 : günftisen Umſtandes, daß Kautionen und Stem⸗ 
elpflichten der preußiſchen Tagespreſſe beſeitigt werden ſollten. 
adurch wurde bei einem großen Theile des Reichstages ein 
ewiſſer Zwang ber vorgebracht, weil im Ganzen die Fleiheit der 
reſſe dabei gewonnen hat. Der 5 20 dieſes Preſigeſetzes wurde 
in der Kommiſſion verworfen, von einem einigen Mitgliede im 
Plenum angegriffen und ſchließlich erhob ſich bei der Abſtim⸗ 
mung nur ein Mitglied für dieſelbe. Iſt dieſe Thatſache nun 
eine gute Begründung uns dieſen damals in einer Nothlage und 
in gemilderter Form vorgebrachten Vorſchlag annehmbar zu machen? 
Wenn ſelbſt die Motive unwiverlegbar wären, könnte man uns doch 
nicht zumuthen, dies als Grund einer Revifion zu empfinden. — Es 
beißt in den Motiven: Die Aenderungen des $ 111 find eine Konſe⸗ 
quenz des Vorſchlags zu 8 110 (Heiterkeit). Wenn ein neuer Strafreat, 
die Anpreiſung einer Hanolung, eingefügt wird, fo iſt ſehr die Frage, 
ob ein ſolches Anpreiſen einer ſtrafbaren Handlung in die Rolle eines 
Anſtifters bringt. Somit iſt dieſer Ausdruck der Molive unklar. — 
In $ 128 werden zwei Aenderungen vorgeſchlagen, die ich beim Leſen 
nicht verſtanden habe. In den Motiven iſt nun für das neu einge 
chaltete Wort „Wirkſamkeit“ eine Definition angegeben, welche den 
ieperigen klaren Thatbeſtand verdunkelt. Wenn die Wirkſamkeit näm⸗ 
lich eine „geheime“ und nicht identiſch mit den Statuten iſt, fo bilden 
die Mitglieder auch eine geheime Geſellſchaft und dann iſt dieſer Zuſatz 
nicht nothwendig. Auch die zweite Aenderung, welche dem Ge öͤbniß 
des Gehorſams gezen unbekannte Obere oder des unbedingten Gehor⸗ 
ams gegen bekannte durch konkludente Handlungen vorbeugen will, fo 
fh diefe durch den jetzt vorhandenen Paragraphen unnöthig. In Be: 
treff des $ 130 iſt mit einer merkwürdigen Unbefangenheit in den Mo; 
tiven Bezug genommen auf die franzöſiſchen Septembergeſetze, als ob 
in der That dieſe damals das Mufter einer unbefangenen Geſetz⸗ 
gebung gewefen wären. (Sehr riwtig! links.) Wir haben dieſe Mu- 
ſtergeſetze in Deu ſchland gehabt und fie abgeſchafft, weil fie zu den 
allerverhaßteſten und allerbefangenſten Geſetzen gehört haben, die Eu⸗ 
ropa je gehabt bat (Sehr richlig! link), denn dieſe Geſetz ebung iſt 
in Zeiten großer Erregtheit aus dem Hoffe der Klaſſen gegeneinander 
ſelbnn entſprungen. Sollen wir im J hre 1875 dieſe mit Recht ber: 
unglimpfte Septemdergeſetzgebung des framsſiſchen Königthums 
als Muſter wirklich anerfennen (hört! links), und dafür unfere 
deſſeren Geſetze eintauſchen? Auch fol ſtrafbar fein, wer die 
Iaflitute der Familie, des Eigenthums, der Ehe angreift. Natürlich 
muß, wie die Motive zugeben, die Diskuſſion über die geſchichtliche 
Eniwidelung dieſer Inftitute frei fein, ſonſt müßten Sie Ihre Pro⸗ 
feſſoren an den Univerſitäten einfperren. (Heiterkeik.) Sie können tod 
auch nicht die Kathederſozi liſten, welche über die Berechtigung des 
Heſitzes wiſſenſchoftliche Unterſuchungen anzuſtellen anfangen, mit 
Strafe belegen. Wenn Sie wirklich die freie Diskuſſion geitatten 
wollen über die Geſtaltung der Familie, die Dauer der Ehe und alle 
Diele Verhältniſſe, dann können Sie dieſen Paragraphen unbedenklich 
bineinſchreihen. Denn Abſchaffung der natürſichen Ehe, Abſchoffung 
der natürlichen Familie wird kein Menſch verlangen, die Abſchaffung 
des Eigenthums auch ſchwerlich. (Unruhe rechts.) Man wird wiſſen⸗ 


ſchaftlich definiren müſſen, das wahre Eigenthum beſtehe in feinem 
vorübergehenden Gebrauche, und dann haben Sie das Eigenthum 
wieder gänzlch abgeſchafft, aber in der Wiſſenſchaft iſt es wiederum 
nur eine Genaltung, um die es ſich handelt. Ich fürchte aber, daß 
die Motive ſeibſt nicht ausreichen werden, daß der Strafrichter unter 
„Inmtut“ das Wort Einrichtung verſteen wird und unter Einrich⸗ 
tung gerade die Beſchaffenteit, wie fie das gegenwärtige Geſetz gere⸗ 
gelt hat. — Dann kommen wir zu $ 131. Hier iſt auch ein neuer 
Strafbeſtand eingeführt, nämlich die Schmähung des Staates und 
des Reiches ſelbſt, nicht ſemer Einrichtungen. Wir find der Meinung 
geweſen, daß Staat und Reich zu hoch ſtehen, als daß eine allgemein 
gehaltene Schmähung derſelben beſtraft werden ſollte. Die Motive 
1 datz dieſe Ausdehnung einer Rechtfertigung nicht bedürfe. 
tun, ein ganz neuer Strafbeſtand, den kaum ein deutſches Straf- 
geregbuc für nothwendig gehalten, bedarf, meine ich, allerdings einer 
Rechtferugung durch Umſtänden. — Dies find die ſechs Paragraphen, 
welche die Diskuſſtonefreiteit behandeln und die Motive der Regte⸗ 
rung. Ich darf in Bezug auf dieſe Vorſchläge, ſowohl wegen der 
Form, in der fie gemacht find, wie auch beſonders, weil fie uns zu⸗ 
muthen, auf einen Zeupuntt zurückzugreifen, der weit abgeſchloſſen 
hinter uns liegt, die Erklärung nicht blos in meinem Namen abgeben, 
ſondern übereinſtimmend im Namen meiner politiſchen Freunde, daß 
fie diefe Paragraphen ganz und gar für unannehmbar halten. (Bei⸗ 
fall links.) / 
Wir wollen der Re ierung nicht etwa verweigern, was fie zur 
Aufrechthaltung der Ordnung oder der Staatsgewalt für notbwendig 
pält, ſondern nur aus der Rechtsordnung eine Praxis zuruckweiſen, 
die ein Stück Po izei wieder in das öffentliche Recht einführen will. 
Damit ſoll nicht geſagt werden, daß nicht auch andere Paragraphen 
den Mangel der Unannehmbarkeit an fi tragen, jie fallen aber nicht 
unter die Molive. Ich halte den 8 92 Nr. 4 mit ſeinec Bildung eines 
neuen Falles von Hochverrath für durchaus unanneymbar. Ich weiß, 
daß in Baiern eine Strafbeſtimmung vorhanden geweſen iſt, die den 
Zweck gehabt hat, Verkünbigungen namentlich geiſtlichen Oberen unter 
eine beſtimmte strafrechtliche Verwarnung zu ſtellen. Vielleicht find 
bei dieſem 8 92 ſolche Gedanken mit leitend geweſen, aber ein Vor⸗ 
ſchlag der Regierung, einen Landesverrathsparagraphen abzufaſſen 
fur den Fall, wie er in der Vorlage angegeben iſt, ſtezt in feinem 
Berhällnitz zu dem, was mönlicherweiſe von einem Theile des Hauſes 
mag erreicht werden wollen, für mich iſt dieſe Biloung eines Landes: 
verrathsparagraphen unannehmbar. (Beifall.) 

Auch von dem Reſte der Paragraphen können einige juriſtiſch 
nicht angenommen werden, weil fie, wenn fie einen Nutzen gewähren, 
doch eine fo heilloſe Verwirrung in die übrigen Betimmungen des 
Strafgeſetzbuches bineindringen würden, daß die Heilung viel größer 
ſein wird als das Uebel. Einzelne Beiſpiele will ich hervorheben. 
Wenn die Paragraphen 4 und 5 vie Vergehen und Verbrechen 5 8 0 
ten, die im Auslande begangen worden find, fo werden fie nur fo 
motivirt, daß es Gegenden giebt, die noch nicht ſolche geordnete 
Rechtszuſtände haben, daß bie Vergehen beſtraft werden, die ſonſt alle 
Motuſtrten Völker zu befirafen pflegen. Ein Theil dieſer Uebelſtände 
wird ja unſerer Aufmerkfamteit unlerzogen in dem Geſetze, das uns 
mit Rückncht auf die Behandlung der Polyneſen vorgelegt wird. Aber 
wie well uber das zu erreichende Ziel ſchiezen die 58 4 und 51 Jch 
will dies an einem Beifpiei erläutern. In Bezug auf vie Auswan⸗ 
derung halten uns die deutſchen Regierungen im Jahre 1870 ven 
Vorſchlag gemacht unter Strafe zu ſtellen, wer geſchäftsmatzig zur 
Auswanderung verleitet. Wir haben dieſen Satz damals bekämpft 
aus wir hſchaftlichen und luriſtiſchen Gründen. Heute kommen die 
Regierungen mit dem Vorſchlage, nicht zurückzukehren zu dem, was 
im Jahre 1870 uns vorgeſchlagen iſt, ſondern in dem Vorderſatze zu 
dem, was im Jahre 1870 von dem Reichstage verworfen worden iſt, 
und bann ſollen wir aus der neuen Faſſung hin ubernehmen: „Wee 
unter Boripiegelung falſcher Thalſachen boer wiſſentlich mit unbve⸗ 


gründeten Angaben Deutſche zur Auswanderung verleitet oder zu ver 


leiten ſucht, wird mit Gefängnitz nicht unter einem Jahre beftrafı.” 
Die Folgen einer ſolchen Abänderung würden ſein, daß wenn 


Her! 1, er 


50 hm k 

er ſich nicht in guten Verhältniſſen befindet, 

nicht unter einem Jahre Gefängniß. Das paßt nicht in unſer Straf⸗ 
rechtsſynem und entſpricht nicht ver Auſchauung des Volkes. Wollte 
man die Menſchen beſtrafen, die andere ins Unglück bringen, bann 
mug man die Gefängniſſe in Deutſchland weit mehr füllen, als fie ge⸗ 
fullt find. Und, m. H., kombiniren Sie dieſen Paragraphen mit ven 
Geregen im Auslande, auch ver Fremde, ein Franzoſe oder Englän⸗ 
der, der dies hierher ſchreibt, würde beſtraft werden. So wie vorge 
ſchlagen, iſt die Beftimmung ſicher unannehmbar und auch nicht brin⸗ 
gend. 


Ein zweiter mit der übrigen Strafzeſetzgebung in Widerſpruch 
ſtehender Paragraph iſt der über den Berſuch. Es wird hier wieder 
der fogenannte „Beendigte* Verſuch eingeführt, den die Wiſſenſchaft 
längſt verworfen hat Hätte man nur bei den Praktikern der Stag⸗ 
ten, die dieſen Paragraphen gehabt, angefragt. In Sachſen iſt er als 
nicht durchführbar anerkannt worden, weil die Frage: wann ſind 
ſämmtliche Vorbereitungen getroffen? gar nicht auf die einzelnen 
Staaten paßt. Wohin käme mag beiſpielsweiſe mit dem neuen Bas 
ragraphen, wenn auch der Verſuch der Auswanderung ſtrafbar ges 
macht werden kann? Die Verfaſſer haben meines Erachlens die juri- 
ſtiſchen Folgen nicht überlegt, denn gewollt können ſie ſo etwas nicht 
haben. Ich gebe zu, man hätte bei gewiſſen Verbrechen den beendelen 
Verſuch flatuiren können, aber ihn ganz allgemein in das Syſtem 
einzufügen, das geht nicht und dazu liegt auch kein Bedürfniß 
vor, Paragraphen gleicher Art befinden ſich noch mehr unter den 
Vo ſchlägen der Regierungen. Wir ſollen eine Strafperſchärfung bis 
zu 5 Jahren Zuchthaus davon abhängig machen, ob Urkunden geeig⸗ 
net find, das Wohl des Reiches oder eines Bundesſtaats zu gefährden. 
Das iſt kein Strafreat, wenn es juriſtiſch diskutirt wird! (Zuſtim⸗ 
mung links.) Der Mann braucht den Inbalt der von ihm unkerſchla⸗ 
genen Urkunde gar nicht zu kennen. Und was heißt: geeignet fein, 
das Wohl des Reiches zu gefährden?“ Wer ſoll ein Urtheil darüber 
abgeben? Sie werden immer als Sachverſtändigen den Reichskanzler 
vernehmen müſſen! (Heiterkeit) Ein anderer Paragraph will die 
Beamten des auswärtigen Amtes ganz beſonders behandeln. Ich laſſe 
dahin geſtellt, in wie weit Erfahrungen neueſter Zeit die Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit als fo gelockert darſtellen, daß eine Strafbeſtimmung 
nothwendig erſcheint. Dann darf der Grundfag aber ſich nicht auf 
das auswärtige Amt erſtrecken. ſondern iſt auf das Amt überhaupt 
auszudeznen. (Zuſtimmung.) Eben fo gefährliche Dinge können im 
Kriegsminiſterium, in jedem anvern Miniſterium vorkommen. Der 
Paragraph verlangt aber auch, daß ber bloße Ungehorſam gegen 
den Vorgeſetzten ſtrafrechtlich gefaßt werden fol, M. H., das 
iſt unmöglich, denn das iſt ein Disziplinarfall. Denken Sie ſich 
doch den Fall, daß die falſche Auffaſſunz eines Agenten im Auslande 
vor ein Drei Männer⸗Kollegium gebracht werben und von dieſem 
eniſchieden werden foll, ob der Mann mit oder ohne böswillige Ab⸗ 
ſicht den Geharſam verweigert hat! Sogar die Unordnung in der 
Negiſtratur fol mit ſchweren Strafen belegt werden. (Heiterkeit.) 
Ich wiederhole, ich kann nicht wiſſen, ob nicht der Geſammtheit der 
Paragraphen ein Bedürfniß zu Grunde gelegen hat, aber ſo wie ſie 
vorliegen, können ſie einem Strafgeſetzbuche unmöglich einverleibt 
werden. 

Ein anderer Paragraph — 8 140 — behandelt die Aus wande⸗ 
rung von Landwehrmännern und Reſerviſten, nachdem wir erſt vor 
4 Jahren dieſen Gegenſtand unter Zuſtimmung der Regierungen er⸗ 
ledigt haben — und der damals gemachte Vorſchlag wird heute 
wiederholt! — Andere Borſchläge wie der Schutz der Küſten gegen 
fremde Schiffer, der Schutz der Dünen u. ſ. w. auch die Vorſchläge 
über die Beauffichtigung der Kinder verdienen ernſte Erw zung. 
Edenſo gebe ich das Bedürfniß einer Abänderung des $ 361 Nr. 10 
zu. Dieſem Beolirfniß, welches ſich herausgeſtellt hat, wollen wir ab⸗ 
belfen, ſoweit die Spezialbeſtimmung vor uns liegt und dadurch der 
Landesoeſetzgebung eine 8 geben. 

Obwohl meine Kritik vielfach gezen die Vorlage ausge⸗ 


ragraphen würde viel mehr die Ein gung des 8 


bt, er möge pt 
beſtraft wird, und zwar 


fallen iſt, ſo leiſte ich doch mit dieſem Akte der Regierung keinen 
Widerſtand (Heiterkeit) — ich beſchreibe es noch näher, ihr Lachen iſt 
noch zu früh Herr Demin — der ihre nolhwendige Gewalt beſchränkt 
und die Entwickelung des Reiches hemmt. Die Annahme ſolcher Pa⸗ 

| es Reiches lockert 
als unſer Widerſtand. (Sehr richtig! links!) Das Anſehen des deut⸗ 
ſchen . e wird durch diefe Vorſchläge, wie es auch ſchon 
geſchehen iſt, in dem öffentlichen Rechtsbewußtſein des deutſchen 
Volkes geſtärkt werden. Selbſt wenn im Liufe der Verhandlungen 
ſich Irrungen anknüpfen und nicht von unſerm Rechtsbewußtſein in 
erſter Linie uns leiten laſſen ſollten, fo daß politiſche Fragen hinein⸗ 
gezogen werden, fo werden wir wenigftens frei fein von der Schuld, 
einen ſolchen Zankapfel in die Entwickelung des deutſchen Reiches hin⸗ 
eingeworfen zu haden. (Sehr richtig!) Ich glaube vielmehr, Negie⸗ 
rungen und Reichstag müſſen derartige Differenzen möglichſt vermei- 
den und zu den großen Aufgaben zurückkehren, deren das Reich fo bes 
dürftig iſt und bet denen wir um fo williger dem Willen der Regie⸗ 
rungen folgen werden, je energiſcher darin vorgegangen werden wird. 
(Lebhafter Beifall. Der Vortrag des Redners hat 2½ Stunde ge» 


dauert.) 
(Schluß folgt.) 
. ͥ cc pp ccc cc ccc 


Außerordentliche Generalſynode. 
Berlin, 2. Dezember. 


VII. 

Präſident Graf Otto zu Stolberg Wernigerode er 
öffnet die Sitzung um 1 Uhr 25 N. Am Regierungstiſch Präſident Dr. 
Herrmann, Unterſtaatsſekretair Dr. Sydow, Miniſterialdirektor 
Dr. Förſte r. Es find mehrere Schriftſtücke eingegangen, darunter 
auch ein Schreiben aus Kulm, in welchem beantragt wird, deim 
K iſer dahin vorſtellig zu werden, daß ein ökumeniſches Konzil einbe⸗ 
rufen werde. (Heiterkeit) Neu eingekreten-ſind Prof Dr. H a lſch⸗ 
ner (Bonn) und Kreisgerichtsrath Bartels (Gütersloh). 

Tagesordnung: Fortſetzung der Spezialdiskuſſion über die 
Generallynodalordnung Die Debatte beginnt bei 8 5, mit welchem 
der Abſchniit über die kirchliche Geſetzgebung beginnt. Der $ 5 lautet: 
„Landeskirchliche Geſetze bedürfen der Zufummung der Generalſynode 
und werden von vem Könige kraft feines Rechts als Träger des Kir⸗ 
chenregiments erlaſſen. Sie werden Bebufs der Beglaubigung 
von dem Präſidenten des evangeliſchen Ober- Kirchenraths 
gezeichnet. — Die Generglſynode hat das Recht, landeskirchliche Ge⸗ 
ſetze vorzuſchlagen. — Ein von der Generalſynode angenomwenes 
Geſetz darf dem Könige zum Behufe feiner Entſchließung über die ihm 
zu ertheilende Sankzion nicht eber vorgelegt werden, als nachdem d.: 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten erklärt hat, daß von Staats⸗ 
wegen hiergegen nichts zu erinnern ſei. — Seine verbindliche Kraft 
erhält das Kirchengeſetz durch die Verkündung in dem unter Verank⸗ 
wortlichkeit des Evang. Ober⸗Kirchenraths erſcheinenden kirchlichen 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt. Sie beginnt, inſofern in dem Geſetze 
kein anderer Anfangstermin beftimmt iſt, mit dem achtundzwanzigſten 
Tage nach demjenigen Tage, an welchem das betreffende Stück des 
genannten Blattes ausgegeben worden iſt.“ 

Hierzu liegen Anträge vor: 1) von dem Präſidenten Hegel die 
3 erſten Abſätze dahin apzuändern: „Kirchliche Geſetze werden von dem 
Könige als Träger des Kırbenregimentes erlaſſen. Sie werden behu 
der Beglaubigung von dem Peäſidenten des Evangeliſchen Oberkirchen⸗ 
rathes gezeichnet. — Landes kirchliche Geſetze bedürfen der Zuftim⸗ 
mung der Generalſynode, welche auch das Recht hat, landes kirchliche 
Geſetze vorzuſchlagen.“ — 2) Von 
Alinea 3 dabin zu fallen: „Bevor ein von der Generalſynode ange⸗ 
nommenes Geſetz dem Könige zur kirchenregimentlichen Genehmigung 
vorgelegt wird, iſt die Erklärung des Miniſters der geifilihen Ange» 


legenheiten darüber ebnen e gegen den Erlaß deſſelben von 
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Staats wegen nicht zu erinnern fei. erner im Al. 4 deſſelben $ flatt 
der Worte: „Seine verbindliche Kraft erhält das Kirchenge etz“ zu 

„ein Kirchengeſetz erhält feine verbindliche Kraft,“ ftatt der 
„mit d 8 2 N m 14. “und hinter 
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ſagen; „ 


4. Von dem Graf Rittberg in dem Antrage des Dr. v Go 


ler 
u. Gen. zu Al. 3 an Stelle des Schlußſatzes zu ſagen: „Hat der 


dan; 


geliſche Oberkirchenrath ſich davon Ueberzeugung zu ſchaffen daß gegen 


den Erlaß deſſelben von Staatsaufſichtswegen nichts zu erinnern fet. 

Bei der Debatte wendet ih Prof. Dr. Semiſch zunächſt gegen 
Al. 3, welcher der Kirche ihre Selbſtändigkeit nimmt, und welcher 
dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten eine Stellung als Major 
domus einräumt. Eine derartige Beſtimmung benehme die Mönlich⸗ 
keit der Ausübung des kirchenregimentlichen Rechts und müſſe entſchie⸗ 
den verworfen werden. — Reg.⸗Kommiſſar, Minifterialdirefior Dr. 
Förſter vertheidigt die Faſſung des Al. 3. Er könne in demfelhen 
nichts finden, was der Vorredner geſagt, und wenn dieſer das wirk⸗ 
lich darin finde, fo gebe er die em Satz eine Tragweite, die er gar 
nicht befitze. Die Stellung des Staates zur Kirche darf mit oder ohne 
den Art 15 der Verfaſſung nicht fo weit gehen, daß das Aufſichtsrecht 
des Staates über die Kirche gänzlich aufgehoben werde. Dieſes Auf⸗ 
ſichtsrecht wüſſe gewahrt werden, ſei es auch nur deshalb, um den 


Synode könnte ja z. B. über die Verwendung von Kirchen⸗ u. Pfarr⸗ 
waldungen Beſchlüſſe faſſen, welche den ſtaaklichen Geſetzen gerabezu 
widerſprechen. Da trete das Aufſfichts recht des Staates in Kraft und 
nur in dieſem Sinne ſei das in der Vorlage in Ausſicht genommene 
Veto des Miniſters aufzufaſſen, nicht in dem des Vorredners. 

Bei der nun folsenden Diskufiton ſprechen ſich Super⸗ 
intendent Eichler (Ueckermünde) u. Rogge (Buckau) und Kanzler 
v. Goßler für den Antrag v. Goßler und Genoſſen aus, der die 
Mittel und Wege angebe, die das Verhältnin der Kirche zu dem Kul⸗ 
tusmiminer regeln. Hr. Techow erklärt fi für vollkommene Strei⸗ 
chung des Abſatz 3, während er ſonſt ſich mit den Beſtimmungen des 
$ 5 einverſtanden erklärt. Die Wahrung der ſtaatklichen Legislative 
könne auch auf einem anderen Wege erfolgen, als mit den Beſtimmun⸗ 
gen der Vorlage. Reg. Komm. Minifterialdirettor Dr. Förfter wi⸗ 
derlegt die Anſichten des Vorredners aus den ſchon dorher entwickelten 
Geſichlspunkten. Konſiſtorialpräſident Dr. Hegel vertheidigt in Län 
gerer Rede ten von ihm geſtellten Antrag. Es handle ſich in geſetz⸗ 
geberiſcher Bertehung um zweierlei Dinge, um kirchliche und um ban⸗ 
de skirchliche Geſetzgebung, welche weſentlich von einander verſchieden 
find, und danach auch behandelt werden müſſen. Die Vorloge macht 
gie ein gar keinen Unterſchied und deshalb babe er feinen Antrag gu 
ſtellt, in dem er fordere, daß die kirchlichen Geſetze 
nine als dem Träger des Kirchenreziments erlaſſen werden. Um ihnen 
aber auch die Zuſtimmung der Kirchenbehörde zu wahren, fordere er, 
daß dieſe Ge ee von dem Präſidenten des Evang. Oberlirchenraths 
gegengezeichnet werden, damit biefer gewiſſermaßen die konſtituſſonelle 
Verantwortlichkeit übernimmt. Landeskirchliche Geſetze aber könnten 
feiner Meinung nach nur dann erlaſſen werben, wenn ſie die Zuftims 
mung der Generalſynode erhalten. 

Der Bräfident des Ober⸗Kirchenraths tritt der 
falſchen Auffaflang des Alinea 3 entgegen, in welcher von der Ver⸗ 
ſammlung mehr hineingelegt werbe. Die Annahme, daß der Para⸗ 
greph nicht der Würde der Kirche entſpreche, daß der Verkehr zwiſchen 
der Larchenbehörde und dem oberſten Schirmherrn durch Einſchiebung 
des Miniſters erſchwert werde, ſei ganz unrichtig. Es folle der Ober⸗ 
Kirchenrath dem Könige nur einen Entwurf nicht vorlegen dürfen, 
bevor er ſich mit dem Miniſter in Verbindung geſetzt babe. Alle 
übrigen Kommunikationen zwiſchen dem Könige und der Kuchenbe⸗ 
hörde ſei völlig frei Wenn der Fall eintrete, daß ein von der Gene⸗ 
ralſynode eingenommener Gefegentwurf im Kabinet des Miniſters zu 
lange liegen bleibe, oder gar nicht überantwortet werde, fo ſlehe dem 
Oberkirchenrath der Zutritt zum König ſtets frei. Die Beſtimmungen 
des $ 5 ſollen nur bewirken, daß alle ſtaatliche Bedenken fallen 
müſſen, ebe ein kirchliches Geſetz vorgelegt werden könne. Das rei 


Dr. von Goßler und Gen. das 
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Meiniſder der geiſtlichen Angelegenheiten zur Kenntniß mitent heilen“ 


Frieden zwiſchen den einzelnen Konfeſſionen aufrecht zu erhalten. Die 


von dem Ko⸗ 


7 
“ 


allein des Königthums und der Kirche würdig. Die Kirche erkenne 
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im Staate den Bildner der Rechtsordnung; innerhalb derſelben fie 
„ihre erhabene Stellung einnehme. In Preußen dürfe es nicht dahin 
kommen, daß der König in ſeinem Verhältniß zum Staate in Konflikt 
komme mit feiner Stellung im Staate. Redner erklärt fich ſchließlich 
auch gegen den Antrag Hegel. 5 
Prof. Dr. Schulze (Breslau) erklärt ſich für den Antrag 
v. Goßler. — Graf Kraſſow wendet ſich gleichfalls gegen das 
Alinea 3, das er zu reihen wünſcht, weil ſonſt die Vorlage die Frei⸗ 
beit der Kirche beſchränke und das Recht des Königs als summus 
episcopus beeinträchtige. — Prof. Dr. Gerike empfiehlt die An⸗ 
nahme des von ihm und den Herren v. d. Goltz und Boretius 
eftellten Antrages. — Präſident Dr. Herrman nerklärt, daß die 
‚Kirchenregierung ſehr hoben Werth auf die Beibehaltung des in dem 
Al. 3 ausgeſprochenen Gedankens lege und da der Antrag v. Goßler 
die in der F ſſung der Reg.⸗Vorlage vorhandenen Härten und 
Schärfen am vollſtändigſten beſeitige, ohne an der Sache eigentlich 


etwas zu ändern, fo erkläre ſich die Regierung mit dem Antrage von. 


Goßler einverſtanden. — Die Diekuſſion wird hierauf geſchloſſen und 
$ 5 mit dem Antrage Goßler angenommen. Hierauf wird die Sitzung 


auf morgen Mittag 1 Uhr vertagt. Tages Ordn.: Fortſetzung der 


Spenalberathung. Schluß 4% Uhr. 


Lokales und Provinzielles. 


Poſen, 4. Dezember 


Der Regierungs⸗ und Schulrath Hielſcher hat an den 
Magiſtrat und die Stadtverordneten zu Poſen folgendes Anſchreiben 
gerichtet, welches in der Stadtverordneten Sitzung vom 2. d. M. ver⸗ 
kefen wurde: 

Hochlöblicher Magiſtrat, hochverehrte Herren Stadtverordnete 

Nachdem Se. Maj. der Kaiſer und König mich zum Regierungs⸗ und 
Schulrathe zu ernennen die Gnade gehabt, und nachdem Se Excellenz der 
Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts u. Medizin als Angelegenheiten 
die bisher proviſoriſch von mir verwaltete hieſige Stelle unterm 15. 
D. . mir definitiv übertragen hat, erlaube ich mir ergebenſt, das 
in Bofen mir anvertraut geweſene Amt des Rektors der 
ichen Mittelſchnle hiermit niederzulegen. Einem hochlöblichen 
Deagiftrat und dem ſehr geehrten Stadtverordneten ⸗ Kollegium ſpreche 
ich nicht allein für den ſo lange bewilligten Urlaub, ſondern auch und 
niel mehr noch für das Vertrauen und Wohlwollen, welches mir viele 
1 hindurch in ſo reichem Maße und ohne Unterbrechung zu 

eil geworden iſt, meinen tief empfundenen und nie endenden Dank 
aus. Die 29 Jahre meines Aufenthalts in Poſen haben zu den beften 
meines Lebens gehört. Es iſt mir vergönnt geweſen, dort meine beſte Kraft 
Verwenden und verwerthen zu dürfen, und ich habe daſelbſt ſo viel Gutes 
und ſo vielfache Anregung empfangen, daß Poſen mir immer unver⸗ 
geblich bleiben wird. Die hoben Behörden vieler Stadt find es im 
elonderen geweſen, weiche mir ein ebenſo dankbares als weites Ar⸗ 
beitsfeld anvertraut und mir damit reichlich Gelegenheit zur eigenen 
| ige und zur Einſammlung von Erfahrungen gegeben haben. Die 
amen der verehrten Männer, deren tiefere Einſicht und weiterer Blick 
mir ſo oft den rechten Weg gezeigt, werden meinem Herzen ſtets überaus 
theuer ſein. Die Mittelſchule aber, die ſich immer ſo großer Fürſorge 
u erfreuen gehabt, wollen die hohen Bebörden der Stadt auch ferner 
Bin unter ihren Schutz und Schirm behalten und wachſen und ge 
deihen laſſen zu — und Frommen der Jugend, welche, ſo Gott will, 
der ihr erwieſenen Wohlthat ſich würdig zeigen wird. Eines Hochlöb⸗ 
lichen Magiſtrats und des hochverehrten Stadtverordnetenkollegiums 

ganz ergebenſter 
Arnsberg, 22. November 1875. / Hielſcher. l 

— Die katholiſche Schulgemeinde des Dorſes Kazmierz im 
Kr. Samter hat ihrem Unwillen uber die neue Schulverwaltung einen 
fonderbaren Ausdruck gegeben. Wie in anderen Orten fand auch dort 
eine Verſammlung der Schulgemeinde ſtatt, um die Erhöhung des 
Lehrergehalts auf 750 M. zu berathen. Der Verſammlung wohnten 
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Aktiva. 
1) Metallbeſt. (der Beſtand an coursfähigem deut⸗ 
ſchen Gelde und an Gold in Barren oder aus⸗ 
länd. Münzen) das Pfund Ka 1392 Mk. 


berechnet Pat n, 014 k. 461,743. 000 Zun. 3,465,000 
2) Beftand an Reichskaſſenſcheinen „ 3,795,000 Zun. 518,000 
3) Beſtand an Noten anderer Banken, 10,789,000 Zun. 4 269,000 
4) Beſtand an Wechſeln „ 3289 375.000 Abn. 3.833, 
5) Beſtand an Lombardforderungen „ 50,256,000 Bun. 3.812 000 
6) Beſtand an Effekten l. 79,000 Zun. 8,000 
7) Beſtand an ſonſtigen Aktiven „ 37,494,000 Abn. 266,000 

Paſſiva. 

8) das Grundkapital sap ar an 


65,720,000 unverändert. 
9) der Reſervefonds „ 18,000,000 unverändert. 
10) der Betrag der umlaufenden Noten „ 681.535,000 Bun. 

11) die fonftigen tägl. fäll. Verbind⸗ 


lichkeiten „ „ 28,451,000 Zun. 3,173,000 
12) die an eine Kündigungsfriſt gebun⸗ 

denen nen e „ 105 879,000 Abn. 1 294,000 
13) die ſonſtigen Paſſiva . „ 38,319,000 Bun. 1,186,000 


Die vorſtehende Wochenüberſicht zeigt trotz des Ultimobedarfs nur 
geringe Veränderungen. Die einzelnen Poſitionen heben ſich in ihrer 
Wirkung auf den Geſammtſtatus nahezu auf, ſo daß aus der Ueber⸗ 
ſicht eine Schlußfolgerung auf die Lage des Geldmarktes nicht gezogen 
zu werden vermag. So hat der Betrag der umlaufenden Noken um 

809,000 M. ab., dagegen der Metallbeſtand um 3,465,000 M. zuge⸗ 
nommen. Die Wechſelanlagen zeigen eine Abnahme von 3 833 000 M, 
die Lombardbeſtände dagegen eine Zunahme von 3 812.000 M. Der 
Beſtand an Reichskaſſenſcheinen weiſt eine Vermehrung von 518,000 
Mark, der Beſtand an Noten auf anderer Banken eine ſolche von 
4,269,000 M., die täglich fälligen Verbindlichkeiten haben ſich um 
3 173000 M. vermehrt, die an eine Kündigungsfriſt gebundenen um 
1,294,000 M. vermindert. 


Aus dem Gerichtsſaal. 

Frankfurt a. O., 1. Deibr. Ueber eine beim Schwurgericht zu 
Frankfurt a. O. dieſer Tage verhandelte cause cel&bre gegen 
zwei den beſſeren Ständen angehörende Damen erhält der „Görſ.⸗ 
Cour“ von privater Seite den nachfolgenden Bericht. Die Angeklag⸗ 
ten find die Tochter des emeritirten inzwiſchen verftorbenen Predigers 
©. zu Fürſtenwalde und deren Mutter, welche des Verbrechens der 
Tödtung eines neugeborenen Kindes und eines zweiten auf das Leben 
des Kindes bezüglichen Verbrechens reſp. der Theilnahme an diefen 
bliden Handlungen beſchuldigt waren. Die Hauptangellagte erhielt in 
einem hieſigen Penſiongt ihre Erziehung und kehrte im Anfang des 
vorigen Jaßres in ihr Elternhaus nach F. zurück. Der Aufenthalt in 
Berlin war aber für das junge Mädchen, das hier ein Liebesverhält⸗ 
niß angeknüpft hatle, nicht ohne Folgen geblieben, und Tochter und 
Mutter machten gemeinſchaftliche Verſuche, ſich von den angedeuteten 
Folgen in unnatürlicher Weiſe zu befreien. Ein in der Verzweiflung 
unternommener Vergiftungsverſuch mißlang ebenfalls und fo ſchenkte 
die Hauptangeklagte am 14. Mai c. einem geſunden Kinde das Leben 
und zwar ohne Sab einer Hebamme, nur unter Aſſiſtenz ihrer 
mit angeklagten Mutter. Nach dem Zeugniß des Dienſtmädchens hat 
das neugeborne Kind einmal laut geſchrien, nachher bat man von dem⸗ 
ſelben nichts mehr geſehen und geht. Einige Ueberreſte deſſelben 
fand man im verfoblten Zuſtande im Ofen vor. Das Kind war alfo 
in den brennenden Ofen geworfen worden, nach Annahme der Anklage 
im lebenden Zuftande, nach dem Zugeſtändniſſe der Angellagten als 
Leiche. Die Beſchworenen ſprachen betr. des Kindesmordes nach dem 
2 des aus Berlin herübergekommenen Vertheidigers Weser. 
walt Holthoff das Nichtſchuldig aus und bewilligten den Angeklagten 
bee r Bat 8 a 
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den Inſurgenten beſetzt und erkannten ihre Lagerfeuer. Als wir dar⸗ 
auf eine taktiſche Bewegung gegen dieſelben ausführten, ergriffen fie 
ſämmtlich truppweiſe nach der Seite von Banan, Chriſtado und 
Montenegro hin die Flucht, ihre Zelte und ihre Munition ließen ſte 
urück. Wir haben darauf den Weite marſch nach Murodaja ohne tr» 
gen? welche Behelligung fortgeſetzt, unſere in Kouranka kampirenden 
Truppen ſind mit Mundvorräthen reichlich verſehen. Dem Popen 
Bogdan und anderen Infurgentenführern habe ich die Aufforderung 
zugehen laſſen, ſich der Regierung zu unterwerfen und ſcheinen dieſel⸗ 
ben auch dazu geneigt. Heute begebe ich mich nach Gaczko, von wo ich 
mich dann nach Banan wenden werde. 

Kairo, 2. Dezember. Der egyptiſchen Regierung ſind Depeſchen 
zugegangen, in welchen berichtet wird, daß der Afrikareiſende Mun⸗ 
zinger ermordet worden ſei. 

Kairo, 2. Dezember. Dem Vernehmen nach hat der Khedive die 
ihm gehörigen Suezkanalaktien an England ganz unter den nämlichen 
Bedingungen verkauft, unter denen er dieſelben ſelbſt beſaß; die Bes 
hauptung, daß das vertragsmäßig nach 90 Jahren eintretende Heim⸗ 
fallsrecht des Khedive von den durch England gekauften Aktien aus⸗ 
geſchloſſen ſei, wird damit hinfällig, auch die ſtatutariſche Be⸗ 
ſtimmung, wonach kein Aktien⸗Beſitzer mehr als 10 Stimmen 
bei den General⸗Verſammlungen führen darf, iſt in keinem Punkte 
alterirt. 


Privat⸗Depeſche der Poſener Zeitung. 
Meſeritz, 4 Dezember. Der Prozeß Wollmann endete 
heute Abends 410 Uhr mit der Freiſprechung der Angeklagten 
Adolph und Benno Wollmann von der Anſchuldigung wegen Gift⸗ 
mordes wegen Mangels genügender Beweiſe. 


Verantwortlicher Redakteur. Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Angekommene Fremde 
4. Dezember. 


Geismer, Licut. Klug a. Mrowino. 
TILSNER’S HOT 


EL GARN!. Die Kaufleute Joachimsthal und 
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‚Riefenfelb aus Berlin, gen us Breslau, Gut er Kaminski aus 


„ egrapheche Wachcihn. 


„Wir eruyalten uns jeder Aeußerung darüber, ob das Gehalt der 
Landſchullehrer auf 750 Mark zu erhöhen iſt, weil wir mit Steuern, 
Sammlungen und verſchtedenen Abgaben überbürdet, das Gehalt bis 

ur genannten Summe aus unſeren Mitteln nicht erhöhen können. 
Wenn der k Regierung jedoch an einer Erhöhung liegt, fo geben wir 
ihr als Mittel an (0, daß fie auf dem Wege der Geſetzgebung das 
Inſtitut der neu ernannten Inſpektoren, die hohe (2) Gehälter beziehen, 
adſchaffe, aus dieſen Fonds die Landſchullehrer beiolde und die frübe⸗ 
ren Schulinspektoren wieder anſtelle, welche unentgeltlich dieſes Amt 
verwalteten.“ 

Man merkt die Abſicht! 


gutsbefigers Kundler auf Wronczyn total nieder. 
5 deſſelben rettete nichts weiter als die Betten. 
Nawitſch, 2. Dezember. [Kriegerverein 


Einer der Bewohner 
Am 28. vo 


im der Provinz Poſen gebührt. Anfangs des Jahres zählte der Ver: 
ein 215 Mitglieder, von denen durch Tod 12, — reſy 1 — 
Vorſtandsbeſchluß 35 Mitalieder ausſchieden und dem Verein 198 Mit 
glieder verblieben, zu denen im Laufe d. J 75 neu himzutraten, fo daß 
der Verein gegenwärtig 273 Mitglieder zählt. Die mit dem Verein 
werbundene Sparkaſſe vereinnahmte pro 1875 1896 Mark 10 Pf. 


FE Staats- und volkswirthſchaft. 


beantragte der Deputirte Jrar yl, die Regierung zur Einbringung 
eıned Geſetzentwufs über Religionsfreiheit aufzufordern. Der Kultus⸗ 
miniſter bat, den Antrag abzulehnen, weil die Regierung ohnehin dem⸗ 
nächſt mehrere Geſetzentwürfe über kirchliche Verhältniſſe, darunter 
auch einen Geſetzentwurf über die Zivilehe einbringen werde. Mini⸗ 
ſterpräſident Tieza hob dagegen die Wichtigkeit des Jranyi'ſchen Ans 
trags hervor und empfahl, denſelben zum Druck zu geben und über 
denſelben gleichzeitig mit den bezüglichen von der Regierung einzubrin⸗ 
genden Vorlagen zu verhandeln. Der Antrag Tisza's wurde ange: 


Coblantes war, wie verlautet, zunächſt für die Miſſion an die päpſt⸗ 


liche Kurie beſtimmt, hat aber die Uebernahme dieſer Stellung aus 


von Zanzibar gehörigen Orte Juba und Kismayn am Ausgang des 
Jubafluſſes bemächtigt, die Truppen des Sultans entwaffnet und die 
türkiſche Flagge aufgezogen haben. 

Konſtantinopel, 3. Dezember. Zur Richtigſtellung der aus ſüd⸗ 
ſlaviſcher Quelle gefloſſenen Nachrichten über die jüngſten Vorgänge 
in der Herzegowina veröffentlicht die Regierung eine vom 30. v. M. 


Hamburg, Geisler aus Stettin, die Lieutenants Schwarffenberger aus 
Gutsbeſiter Jarzembski aus 


Liſſa, Scholtzer und Bienek aus Schrimm, 


Thorn, Bürgermeiſter Opatowski und Famil 
0. Sale et d nes HOTEL Die Kaufe n 


Die Kaufleute Winoch aus 


Clewe, Rawitſch aus Breslau, Seidel aus Berlin und Kngquer aus 
Leipzig, Rittergutspächter Kühn aus Dembno, Inſpekt h 
Görlitz, Rittergutsbeſitzer Enger nebſt Frau aus Labitomos ringer Dr 


2. ———— 
Jelegraphiſche Mörſenberichte. 


er ruhig. — Wetter: S . 
Liverpool, 3. Dezember, Vormitta 9 
dericht)) Muthmaßlicher Umfatz 12,000 


feniofien che ieder a des pol⸗ 8 Nate, Scumener Bor togn dub Sie- 
a Gute deſi Ludiens 8 Fi ennereibeſitzer Aſch aus Stuttgart. 5 
fan fl 1 * a bi aug Kionci folgende, nicht gerade Veit 3. Deyember. In der heutigen Sitzung des Unterbauſes BTERN’S HOTEL DE LEURÖPR Die Kaufleute Scholl aus 


Dreslan, 3. Dezember, Nachmittags. (Getreivemarkt, Gpiritus 5 
3 nommen. 8 9 en 2 
—t.— Jarotſchin. 2. R } pr. Dezbr. Januar 43, 00, or April⸗ „20, pr. „Juni 9 
v. M. in 185 la keen ich Saen ee Makaffaf, Haag, 3. Dezember. Die zweite Kammer begann heute die Ber | Weiten pr. Dezemder 193, 00 ? Ale 0,0 rc 10, 00 23 
welcher vor einigen Tagen bald erfroren, auf flädtiſchem Territorium | rathung des Budgets für das Juſtizminiſterium. Im Laufe der De, | Dezember⸗Januar 150, 00, pr. April⸗Mai 157, 00. Rübb pr. 2 
an Benehmen u were (dus Gen len I | Befhmunaine dc Binlaen Danfes ᷣᷣ lfNJss̃%é ff,, ᷑ p ] mA 
5 ’ f » Beſchlagnahme des däniſchen Dampfers „Phoenix“ zur Sprache ges Koln, 3 Derer 72 
anfa 1 « 275 25 A 3 nt ſſich die un bracht. Der Deputirte Tak van Poortollet erklärte hierbei, daß die Re⸗] sen . e die ber 20 80. kress car 24e 00 me l 25 45 2 
dem Rittergute Wykow zur Kirche nach dem Städichen Dobrayca be» | aterung bei der in Rede ſtehenden Angelegenheit vollkommen ihren | br. Mai 22, 00. Roggen weichend, bieſig. loke 16, 25, pr. März 18,60 
2 l e ee en Gegen 1 Nuchmit.] Befugniſſen gemäß vorgegangen ſei und in würdiger Weiſe die fi > N Beine 8780. er 2 Marz 17, 70. Rübbl 
Wytow . wu Wald pafſtren. e löslich reed —— — Rechte des Landes behauptet habe. Er hoffe, daß die Regierung auch "Bremen, Dezember. „ Stand tan 
a nn Dei ein „fact ae Mann beraus, ſtieß Ba die ber e ker auf niederländiſchem I Des il, 1 8 Januar 11, 40 bz., pr. Februar 11, 35, pr. Mär 
93. en zur Erde, entriß ihr das Packet, in welchem ſie ihre ebiete zur Ausführung bringen werde. Hierauf wurde vom Juſtiz⸗ gefordert. Seit. . 
Einkäufe zuſammengebunden hatte, und entfernte ſich damit. Hoffent⸗] miniſter bemerkt, es handele ſich bei dieſer Fra mburg 3. Dezember, Nachmittags. Getretdemarkt. Weben 
alle, 0 ge lediglich um die Aus ⸗ r ; ö 
La fed 8 a 8 e — übung eines Rechtes der Landeshoheit auf dem eigenen Staatsgebiete, Gez 888 200 Sr. 9 Gu. br April. ent pr 2000 1 N 25 
e , RE SD De re 
aurerg n R. nden. Derſelbe war dem Trunk ergeben und . - 8 b „Hafer fell. Gerſte ruhig. 
iſt wabrſcheinlich erfroren. Madrid, 2. Dezember. Die erwart ion Rub! flau, loco 74, pr Mat pr. 200 Br. 73. Spiritus ma 
© Pudewitz 2 Dezember l Stadtverordneten wahl, ſammenſetzung des Miniſteriums iſt su er re Sr Zut pr. Dezember 36%, pr. Januar Februar 37, pr. April Mai 95 1 
Feuer) Am Freitage 26. v. M. fand hierſelbſt die Wabl eines mehr erfolgt, der König ha‘ | pr. Juni⸗ Juli pr 100 Liter 140 p&t. 30, Rairee fehr feſt, Umfas 3006 
Stadtverordneten ſtatt und fiel diefelbe auf den Ackerbürager Krampf. heute Conovas del Caſtillo zum Miniſterpräſidenten, den feitherigen | Sad. Petroleum ıub,, Stanvard white loko 11, 65 B, 11, 60 
1 Bea 8 Dre 2 es und 1 age re der | Jußizminiſter Calderon Coblantes zum Miniſter des Auswärtigen, br, 5 5 60 Nan Seuußric 11.7% G. . 
jüdiſchen Religion in der Stadtveroronetenverſammlung. Erwähnt den ſeitherigen Mini ür ö i i „% e, Nachm Schluß richt) Fremde Zufuhren feit le 
in np 1 4 2. Rn 1 ſic befanden, dieſe allo e u a Aae ee , is; Engiither Acbelgen 255 tale 1 Bi 5 ie 
ren haben. — Ge 2 gegen ze ” 8 7 „ 2 
e ene ia re einen ee 3 übrigen Minifterpoften iſt keine Aenderung eingetreten. Calderon | Montagspreifen ‚gebanpelt, angelommene Yabungen Retg., Mnbere Ger 


eigen: Dana Aa Ki 3 1 perſönlichen Gründen abgelehnt. 3 . 3000 Ballen ameritantiche, 

Oberſtlieutenant — Bilan, 9 8 Madrid, 2. Dezember. Nach hier eingegangen Nachrichten hat KLivervool, 3 Dezemhr., Nachmittags. Baumwolle. (Schluß⸗ 
Direktor Eichholtz. Die diesjährige Generalverſammlung des dortigen | der General Lizzaraga eine Beſprechung mit Don Carlos gehabt. Von bericht:: Mulbmaßlicher Umfab 12,000 B., davon für Spekulatian 
Kriegervereins ſtatt Der vorgeleſene 23 Jahresbericht bezeichnete das | den hieſigen Journalen wird dieſe Zuſammenkunft mit den von Lizza⸗ und Export 2000 B. ſtetig. Ankünfte mäßiger Umſatz. 

Vereinsjahr als das an Exeigniffen reichſte. Die weitere kräflige Ent⸗ beabſichti igen ei io ; 1 Miedlng Orleans Tg, mtoditng smeritan 6%, fair Phoner 
widelung des Vereins bat durch renge Befolgung der neuen Steine | raga bea ſichtigten Vorſchlägen eines Konvenio in Verbindung gebracht. 4, middl. fair Dhollerah 4%, good middling Dhollerah 4% 

ten, fowie durch energifce und umfictige Lalang deffeiben, foldhe Fort: London, 2. Dezember. Aus Aden vom 30. v. M. bier einger | Dbolerah 4, fair: Bengal 4%, fair Broach 574 nem fair Domm 
ſchritte gemacht, daß der Verein nicht nur gekräßtigt fondern ſich auf | gangene Depeschen melden, daß nach dort vorliegenden Nachrichten] 4 746, good fair Oomra bia, fair Madras 4%, fair Pernam 7% 

eine Stufe empor gearbeitet bat, weſche ihm als ülteften Kriegerverein] aus Z mzibar egystiſche Truppen ſich der zum Gebiet des Sultans ian Smyrna 6%, fair Euppuan 


. telegraphiſche Meldung des Generalgouverneurs von Bosnien, die = ven, 3 Dacmber, ea mittaae 4 e 30 WRinuten, 
** Berlin, 3. Dezember. Wochen⸗Ueberſicht der Preuß. Bant | alio lautet: Wir haben Ravana am 28. November verlaſſen und uns g2 rf feln, Sbeſſa 1798, Safe Weizen beh., däniſcher 2774. Rog⸗ 
vom 30. November. gegen Galaſoutie gewendet. Wir fanden die dortigen Bofitionen von | ruhig. Hafer und. Petersburg — . Oerſte 
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Berlin, 3 Dezember Im Anſchluß an “an beſfere auswärtige No» barden zogen gleichfalls auswärtige No⸗ 


barden zogen gleichfalls etwas an, wurden aber wenig begchtet. Pr N 7 
5 tirungen und anderweitige günſtige Me dungen eröffnete die Böxſe | Die fremden Fonds und Renten waren durchſchniltlich behauptet ie ee 1 ultimo Dezember fir: 
* te in recht freundlicher Stimmung. Die Kucſe ſetzten auf ſpekula⸗ | und ruhig; Tü ken etwas lebhafter, desgleſchen öſterreichiſchen Renken. Berg» Mär. 78 7554. 
vem Gebiet fait ausnahmslos höher ein und konnten auch dann noch Deuiſche und preußiſche Staatsfonds ſowie landſchaftliche . Elin; Mindener dag, 4094 5053. 

weitere Beſſerungen erzielen. Gleichzeitig machte ſich eine erhöhte Thä⸗] und Rentenbriefe, wie auch inländiſche Prioritäten gingen theilweiſe Dortmunder 14. 01241303 

ligkeit der Spekulation nicht allein, ſondern ziemlich aller Geſchäfts⸗ etwas lebhofter und zu recht feſten Kurſen um Disconto 7050232330 2547503. 
kreiſe geltend. Eiſenbahnaktien waren mehrfach ſleigend und ziemlich lebhaft, na Italiener 70 505 
£ Sowohl der Kapitalsmarkt, der 1818 eine recht fefte Haltung | mentlich gilt das von den Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bahnen, berliner Bann 5163519. I 
b aufwies, wie die Caſſawerthe der übrigen Verkehrsgebiete hatten ver⸗ | Deoiſen, Galniern ıc. Rumäniſche Aktien ſchwach behau;tet. ombarden 1884187 

Hältnigmäßtg gute Umſätze für ſich. Der Geldſtand hat ſich nur we⸗ Bankaktien und Induſtriepapiere waren recht feſt und nicht unbe Defterr. Credit 578851230 80 4 5265 

nig verändert: im Privatwechſelverkehr betrug der Diskont 3% pEt | lebt; die ſpekulativen Bank⸗Deviſen und Bergwerke höher und lebbaf⸗ Laurahütte 69 25268,50269268 3. 

für feinfte Briefe. ter, wie Diskonnto⸗Kommandit⸗Antheile, Darmſtädter Bank, Dort- Nheinilche 1134113, 251 12,5053. 

Von den öſterreichiſchen Spekulationspapieren waren Kreditaftien munder Union Aktien, Laurehülte-Aktien u. . w. | Türken 22 305}, 1 
And Franzoſen zu weſentlich beſſeren Kurſen in gutem Verkehr; Lom⸗ — — 4 944 
hi Jeniteutſcht Bm, 5 70 80 bz 8 Nerd. Br. Ex. A. B70 101 10 63 Motte 195, 8 aar, Ale beben 5 9,10 bz Junduſtrie⸗Rapiere. 
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